
 

Landtag von Sachsen-Anhalt Drucksache 7/929
 01.02.2017

 

 
(Ausgegeben am 01.02.2017) 

 
 
 
 
Alternativantrag zum Antrag nach § 37 GO.LT 
 
 
 
 
Fraktionen CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
Ablehnung politisch motivierter Gewalt 
 
Antrag Fraktion AfD - Drs. 7/892 
 
 
Der Landtag wolle beschließen: 
 
Gegen politische Gewalt, für eine politische Kultur der Verantwortung und kla-
res Bekenntnis zu unserem Rechtsstaat 
 
Die Würde des Menschen ist unantastbar. Der Landtag von Sachsen-Anhalt weist 
jeden Angriff auf die Würde von Menschen zurück. Er bekräftigt, dass Gewalt kein 
Mittel der politischen Auseinandersetzung sein kann.  
  
 
 
Begründung 
 
Sachbeschädigungen am Eigentum politischer Akteure, Anschläge auf Büros von 
Abgeordneten, Bedrohungen und tätliche Angriffe gegen Mandatsträger und deren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bedrohen unsere Demokratie. Demokratinnen und 
Demokraten müssen darauf mit Besonnenheit reagieren und die Fundamente unse-
rer freiheitlich-demokratischen Grundordnung verteidigen. 
 
Demokratie und Menschenrechte werden auch bedroht, wo Menschen an den Rand 
gedrängt und aus der Gesellschaft ausgeschlossen werden. 
 
Auf der Basis der nicht verhandelbaren Grundlagen unseres Staates gehören zur 
Demokratie und zur freien Gesellschaft das Aushalten anderer Meinungen sowie die 
Akzeptanz von gesellschaftlicher und politischer Meinungsvielfalt. 
 
Das beginnt im Umgang miteinander, mit gegenseitig gewährten Respekt und der 
Unterlassung von Verunglimpfungen. Auch nachvollziehbare Entrüstung rechtfertigt 
keine verbalen Entgleisungen und erst Recht nicht den Einsatz von Gewalt. Insofern 
ist auch die Entwicklung in den sozialen Medien Besorgnis erregend.  



2 
 

 
Gewalt gegen Andersdenkende zu proklamieren oder gar anzuwenden, ist mit unse-
rem Rechtsstaat nicht vereinbar. Hier ist es Aufgabe des Rechtsstaates, eindeutig 
Grenzen zu ziehen, gegen Gewalt und Straftaten entschieden vorzugehen und ggf. 
auch die Nicht-Vereinbarkeit mit der Verfassung unseres Landes festzustellen.  
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